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Was fordert DIE LINKE hinsichtlich der Atomenergie?
A: Atomausstieg unverzüglich und unumkehrbar
B: Atom-Moratorium
C: Laufzeitverlängerung für AKW begrenzen

Nachgefragt:

Bundestagsbüro
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Telefon: 030-22774489
Fax: 030-22776489
katrin.kunert@bundestag.de

Seite 4Wahlkreisbrief

Die Seite vier

Kontakt:

Wahlkreisbüro
Anne-Frank-Straße 20
39576 Stendal
Telefon: 03931-490553
Fax: 03931-492248
katrin.kunert@wk.bundestag.de

Was, Wann, Wo?

20. April
Frühlingsfest der Volkssoli-
darität in Stendal
25. April
Ostermarsch in Hillersleben
27. April
Tag der offenen Tür Jugend-
werkstatt Hindenburg
30. April
Sachsen-Anhalt-Cup für
Sportschützen mit Behinde-
rung
1. Mai
Tag der Arbeit im Tiergarten
in Stendal
8. Mai
Kranzniederlegung zum Tag
der Befreiung in Osterburg
16. Mai
Stadtratssitzung Stendal
20. Mai
„Scool meets football“ im
Sportforum „Am Eichen-
wald“ Havelberg (8.00 Uhr)
30. Mai
Kreistagsitzung Salzwedel
1. Juni
Kindertag der LINKEN Sten-
dal
23. Juni
Kreistag Stendal

Katrin Kunert im Internet unter
www.katrin-kunert.com

AlleAtomkraftwerkemüssenunverzüglichundunumkehr-
barstillgelegtwerden.DiesiebenAKW–BiblisA,Neckar-
westheim1,BiblisB,Brunsbüttel,Isar1,Unterweserund
Philippsburg1–sowiedasPannen-AtomkraftwerkKrüm-
melmüssensofortundaufDauervomNetz.Biszum30.
April2011musseinAtomausstiegsgesetzvorgelegtwer-
den,dasdieunverzüglicheStilllegungderübrigenAKW
regelt.WirbrauchenstattdesseneinSofortprogrammfür
einewirklicheEnergiewende.Antwort:
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Atomausstieg befördern - Einstieg in CCS verhindern

Seit den Ereignissen in Japan demonstrieren erneut Hun-
derttausende Menschen für einen sofortigen Ausstieg aus
der Atomenergie. Die Risiken dieser Technologie sind of-
fensichtlich. Das trifft auf die CCS-Technologie gleicher-
maßen zu. Sie birgt unverantwortliche Risiken für Mensch
und Umwelt. Das Kohlendioxid müsste mehrere zehntau-
send Jahre sicher in der Erde verbleiben. Niemand kann
heute eine Garantie dafür geben, dass die Sicherheit kom-
mender Generationen gewährleistet werden kann. Das so
genannte Restrisiko hochriskanter Technologien wird re-
gelmäßig unterschätzt.
Aus diesen Gründen hat DIE LINKE einen Gesetzentwurf
eingebracht, nachdem Deutschland von Artikel 4 der EU-
CCS-Richtlinie Gebrauch machen soll. Die Speicherung
von CO2 könnte für das gesamte Hoheitsgebiet der Bun-
desrepublik verboten werden. Damit greift DIE LINKE ei-
nen Vorschlag der Bürgerinitiative „Kein CO2-Endlager Alt-
mark“ auf. Sie hatte sich im Dezember 2010 auf den Weg
nach Berlin gemacht, um mit möglichst vielen Abgeordne-
ten aus allen im Bundestag vertretenen Fraktionen ins
Gespräch zu kommen und sie von ihrer Idee zu überzeu-
gen. Ein Gruppenantrag für ein CCS-Verbotsgesetz ist lei-
der nicht zustande gekommen. So hat sich DIE LINKE ent-
schlossen, einen eigenen Antrag einzubringen.
Ein erstes Ergebnis der Antiatomproteste ist das Zuge-
ständnis der Bundesregierung: „Reaktoren, die moderns-
ten Sicherheitsanforderungen nicht genügen, müssen ab-
geschaltet werden“. Ich sage: „Wenn ein Ausstieg aus der
Atomenergie möglich wird, muss ein Einstieg in CCS zu
verhindern sein.“ Die Braunkohle hat als Energieträger
keine Zukunft. Was wir brauchen ist ein schneller Wechsel
hin zu erneuerbaren Energien. Die Altmark bietet hierfür
gute Voraussetzungen.

Liebe Bürgerinnen
und Bürger,

im Sommer findet in
Deutschland die
Frauenfußball-WM
2011 statt. Das DFB-
Team hat gute Chan-
cen ein drittes Mal
Weltmeister zu wer-
den. Nutzen Sie die
Gelegenheit dabei zu
sein. Karten gibt’s im
Internet und für Kin-
der sogar ermäßigt.
Doch bis dahin, kom-
men Sie doch zum
Kinderfußballfest
„School meets foot-
ball“. Es findet am
20. Mai 2011 im
Sportforum „Am Ei-
chenwald“ in Havel-
berg statt.

Informationen von Katrin Kunert MdB, DIE LINKE
II. Quartal 2011



+++ 6. April: „SPD erhielt Groß-Spenden von S21-Tunnelbohrer Herrenknecht“ +++ 31.
März: Kahlschlag in der Arbeitsmarktpolitik in vollem Gange +++ 30. März: Atomausstieg
als Chance für eine andere Energieversorgung +++ 24. März: Frauenarbeit ist mehr wert
+++ 22. März: Schallende Ohrfeige für die Deutsche Bank +++ 17. März: Selbstbereiche-
rung der Top-Verdiener +++ 28. Februar: DIE LINKE unterstützt Klagen gegen Atom-
Lobbyisten +++ 24. Februar: Hartz IV-Koalition kürzt bei Behinderten +++ 22. Februar:
Handlungsfähige Kommunen schaffen +++ 16. Februar: CO2-Verpressung bundesweit
verbieten +++ 14. Februar: Bund muss strukturelles Defizit der Kommunen beseitigen
+++ 19. Januar: Mehreinnahmen der Rentenkasse machen Rente ab 67 überflüssig +++

Alle Pressemitteilungen der Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag finden Sie im
Internet unter www.linksfraktion.de

Aus dem Bundestag — kurz notiert

+ + + B u n d e s t a g s - T e l e g r a m m + + +
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Politik darf nicht länger am Gängelband der Lobbyisten hängen

Entscheidungen im Bundestag werden immer weniger von den gewählten Abgeordneten
getroffen. Vielmehr ist der Einfluss der Wirtschaft auf die Politik groß wie nie. Die Zweifel
der Bürgerinnen und Bürger an der Autonomie politischer Entscheidungen sind stark ge-
wachsen. Der Deal der Bundesregierung mit der Atomindustrie haben diese Zweifel ver-
stärkt. Allein zwischen 2000 und 2009 spendeten die Atomindustrie und ihre Finanziers
an CDU und CSU fast 13,3 Millionen Euro, an die FDP rund vier Millionen, an die SPD fast
2,8 Millionen. Und selbst die Grünen bekamen noch 900.000 Euro vom großen Kuchen
ab.
Die Dominanz der Spekulanten, Bankenchefs, Atom- und anderer Konzernlobbyisten muss
durchbrochen werden. Bürgerinnen und Bürger müssen wieder Einfluss auf Politik und
Wirtschaft nehmen können.

DIE LINKE im Bundestag fordert Transparenz und andere Spielregeln in der Politik:

 verpflichtende Lobbyregister beim Deutschen Bundestag und den Ministerien

 Wartezeiten für ausscheidende Politiker bei der Übernahme neuer Posten

 Verbot von so genannten „Leihbeamten“ in Ministerien

 verpflichtende Offenlegung der Nebentätigkeiten von Abgeordneten

 Strafbarkeit der Abgeordnetenbestechung an internationales Niveau angleichen

 Verbot von Unternehmensspenden an Parteien

 Verbot des Sponsoring von Veranstaltungen der Parteien und Ministerien.

DIE LINKE stellt die 11 größten Spender der Bundestagsparteien im Jahr 2009 ins Netz:
http://www.linksfraktion.de/nachrichten/gaengelband-lobby-wie-grossspender-einfluss-
politik-nehmen/

Kreisverbandes auf die Suche nach dem
"richtigen" Wulf. Mit Helga, als "Wulfwolf"
verkleidet, tingelten wir amüsiert aber
auch nachdenklich durch die Grausam-
keiten des Lebens, die Hartz IV, Benzin-
preise, kalter Winter oder die K-Debatte
heißen.

Bei uns fällt keiner durch die Ma-
schen
Wie viele fleißige Mitglieder unserer Par-
tei habe auch ich in den vergangen Mo-
naten einige rote Schals gestrickt. Damit
unter-

stützte ich die Aktion meines Kreisver-
bandes "Bei uns fällt keiner durch die
Maschen". Der Erlös der Aktion kam den
Tafeln im Landkreis Stendal zugute. Ge-
meinsam mit Helga Paschke und unse-
rem Kreisvorsitzenden Mario Blasche
übergaben wir zehn 50-Euro-Scheine an
die Tafelleiterin Bärbel Kohl.

Neujahrsempfang in Gardelegen
Wie schon im letzten Jahr nutzte ich den
traditionellen Neujahrsempfang der Han-
sestadt Gardelegen, um mit BürgerInnen
und KommunalpolitikerInnen ins Ge-

spräch
zu kom-
men. Ge-
meinsam
mit dem
Sohn die-
ser
Stadt, Ot-
to Reut-
ter, freue

ich mich schon jetzt auf den Sachsen-
Anhalt-Tag, der vom 24.- 26. Juni dieses
Jahres in Gardelegen stattfindet.

Politischer Aschermittwoch
Wer kennt es nicht, das Märchen von Rot-
käppchen und dem Wolf. Als Rotkäppchen
verklei-
det
machte
ich mich
am politi-
schen
Ascher-
mittwoch
unseres

Unterwegs im Wahlkreis 67

++++ + + A b g e o r d n e t e n - T e l e g r a m m + + +

In meinem Abgeordnetentelegramm setze ich mich mit schlechtem Regierungshandeln,
mit aktuellen Problemen und vielem mehr auseinander. Es erscheint seit Ende 2007
wöchentlich im Generalanzeiger und auf meiner Homepage unter: http://katrin-
kunert.com/Telegramm.htm. Schauen Sie doch einfach mal rein. Ich würde mich freuen.

+++ 1. April: Versprechen gehalten, Gesetzentwurf beschlossen! +++ 25. März: Restrisi-
ko Brüderle …+++ 11. März: Erst überlegen, dann reden… +++ 4. März: Frauen an die
Macht! +++ 18. Februar: Kinder dürfen endlich Kinder sein! +++ 16. Februar: Sie gehö-
ren abgewählt! +++ 21. Januar: „Die A 14 in ihrem Lauf, hält weder…“ +++
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